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Beschluß

Beilage 4

des Landtages vom , mit dem die Verein-
barung über den höchstzulässigen Schwefelgehalt
Im Heizöl genehmigt wird.

Der Landtag hat beschlossen:

Der Abschluß der Vereinbarung zwischen Bund
und Ländern über den höchstzulässigen Schwefel­
gehalt im Heizql wird genehmigt.

-=rliuterungen

Gemäß Art. 15 a 8-VG können der Bund und die
Länder untereinander Vereinbarungen über Angele­
genhe:ten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches schlie­
ßen. Gegenstand solcher Vereinbarungen sind aber
nicht nur Angelegenheit der VoUzlehung. Vielmehr
ermöglicht Art. 15 a B-VG auch den Abschluß von
Vereinbarungen, die - wie völkerrechtliche Staats­
verträge -. die Organe der Gesetzgebung binden.
Allerdings bedürfen solche Vereinbarungen der Ge­
nehmigung der jeweiligen.gesetzgebenden Körper­
schaft. Im vorliegenden Fall wurde zwischen Bund
und Ländern eine Vereinbarung über den höchstzu-

lässigen Schwefelgehaltirn_ Heizöl .unterzeichnet, de­
ren Erfüllung die Erlassung von landesgesetzlichen
Vorschriften erfordert. Aus diesem Grunde ist eine
Genehmigung des Landtages für das Inkrafttreten
dieser Vereinbarung notwendig. Diese Genehmigung
soll durch Landtagsbeschluß ausgesprochen werden.
Nähere Einzelheiten hinsichtlich der zu genehmigen­
den Vereinbarung und deren Beqeutung für die län­
derfreundliche Bewältigung der Aufgaben des Um­
weltschutzes sind den der Vereinbarung angeschlos­
senen Erläuterungen zu entnehmen.

Vereinbarung

über den höchstzullsslgen Schwefelgehalt Im Heizöl

Der Bund, das Land Burgenland, das Land Kärnten,
das Land NIederösterreich; das Land Oberöster­
reich, das Land Salzburg, das land Steiermark, das
Land Tdrol, das Land Vorartberg und das Land Wien

- im folgenden Vertragsparteien genannt - sind mit
dem Ziel der V.errlngerung der schädlichen Immis­
sionen übereingekommen, gern. Art. 15 aB-VG die
nachstehende Vereinbarung ZlU schHeßen:

ArHkel 1

Erlassung von IRechtsYorschriften zur Begr.enzung
des Schwefelgehaltes Im Heizöl

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, ;m
Rahmen ihrer Zuständigkeiten Rechtsvorschriften zu
erlassen, durch die

a) das Verbrennen von Heizöl, das den Anforde­
rungen des Art. 2 Abs. 1 nicht entspricht, und
der Verkauf von solmem Heizöl zum Zwecke
des Verbrennens im Inland verboten und

b) Verstöße gegen diese Verbote mU Strafe
bedroht werden.

(2) Die V,ertr-agsparteien stimmen überein, daß
In den tn Abs.1 genannten Rechtsvorschliften Ober­
gangsregelungen für den Aufbrauch von lagerbe­
ständen für Heizöl, das den Anforderungen des Art.
2 Abs. 1 nicht entspricht, zulässig sind.

(3) Die Vertragsparteien stimmen überein, Ab­
weichungen von Art. 2 Abs. 1 nur dann zuzulassen,
wenn das mit der Vereinbarung angestrebte Ziel
nicht beeinträchtigt wird.

Artikel 2

Höchstzulässiger Schwefelgehalt ,im Heizöl

(1) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß
der höchstzulässige. SchwE$lgehalt im Heizöl, s0­

weit ·nicht Art. 1 Abs. 2 und 3 anderes bestimmt, mit
folgenden prozentueHen Massenanteilen festgelegt
wird:

1. bei Heizöl extra leicht - Ofenheizöl. • 0,3 %,

2. be,1 Heizöl leicht . . 0,75 %,

3. bel Heizöl mittel. . 1,5 %,
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4. bei Heizöl schwer

a) bis einschl1eßllich 31. Dezember 1983 3 %,

b) ab 1. Jänner 1984. . . .. 2,5 %,

c) ,ab 1. Jänner 1985. . . . . . . 2 %.

(2) Die Vertragspiarteien stimmen überein, daß
str:engere Bestimmungen, die von den Vertragspar­
teien im Rahmen ihrer RechtsvorschrJften für ört­
liche "f.eilbereiche wegen deren besonderer Schutz­
wü~lgkeit oder Gefährdung erlassen werden, den
allgemeinen Vorschriften des Art. 1 nloht entgegen·"
stehen.

Art·ikel3

Außerordentliche Verhältn!isse

SGw,elt es zur Sicherung der Versorgung mit
Haiz:öl er:forderlich ist, sind die Vertragsparteien be­
r·echtigt, für die Dauer außerordentlicher Verhält-,
nisse, die die ·Energlleversorgung wesentl·ich bealn­
trächt!~gen, Rechtsvorschriften zu e~a'ssen, die von
dieser Vereinbarung Im unerläßlichen Umfang ab­
weichen.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt einen Monat nach Ab­
lauf des Tag,es in Kraft, an dem be·im Bundeskanz­
leramt die Mitteilungen aHer Vertragsparteien ein­
gelangt sind, daß die nach der Bundesverfassung
bzw. nach den Landesverfassungen erforderlichen
VorauS8e~ungen für das '·nkrafttreten der Vel1eln..
barung erfüllt sind.

A rt:i k'e I 5

Geltungsdauer, Kündigungsfrist

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zelt
geschlossen. Jede Vertragspartei kann die Verein­
barung jederzeit schrlfUich kündigen. Die Kündigung
wird -sechs Monate nach Ablaulf des Tages, an dem
sie beim Bundeskanzleramt einl-angt, wirksam. Die
Vereinbarung bleibt für die übrig.en Vertragsparteien
weiter In Kraft.

ArH ke·1 6

Mitteitungen

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die nach
den Art. 1 und 2 Abs. 2 und nach Art. 3 flrlassenen
Rechtsvorschriften sowie generelle Ausnshmerege­
lungen im Sinne (jes Art. 1 Abs. 3 unverzüglich dem
Bundeskanzleramt mJtzuteHen, das seinerseits die
übrigen Vertragsparteien darüber sowie Uber Erklä­
rungen nach den Art. 4 und 5 LJnve~ügtich ,in Kennt­
nis zu setzen hat.

Artikel 7

Hinterlegung

Diese Vereinbarung Wlired in e)ner Urschrift aus­
gefertigt. Die Urschrtft wird beim Bundeskan~leramt

hinterlegt. Dieses hat allen Vertragsparteien be­
glaUbigte Abschriften der Vereinbarung zu übermit­
teln.

Geschehen ~u Eisenstadt, am 18. November 1982

Für den Bund 1gemäß dem Beschluß der Bundes­
regierung vom 9. November 1982:

Der Bundesminister für Gesundheit .und Umweltschutz:
Dr. Kurt Steyrer eh.

F,ür das Land Burg·enl,and:

Der Landeshauptmann:
Theodor Kery eh.

Für das Land Kärnten:

Der Landeshauptmann:
Wagner eh.

Für das Land NIederösterreich:
(gemäß Beschluß der Niederösterreichischen Lan­
desregierung vorbehaltlich der Genehmigung des

Landtages von Niederösteneich)

Der Landeshauptmann :
Ludwig eh.

Für das L.and Oberöst-erreich:

Der Landes,hBJuptmann:
Ratzenböck eh.

Für das Land Salzburg:

Der Landeshauptmann :
Wllfried Haslauer eh.

Für das Land Steiermark:

Der L:andeshauptmann:
Kralner eh.

,Für das Land li/rol:

Der Landeshauptmann :
Wallnöter eh.

Für das Land VorarJberg:

Der Lanc:leshauptm·ann:
Dr. Kessler eh.

Für das Land Wien:

Der Landeshauptmann:
Leopotd Gratz eh.



3

Er I ä u te r'u n gen

Die Verbr.ennung von scnwefelreichem Heizöl
führt zu einer er.hebUchen Luftv,erschmutzung durch
Schwef.eloxide und ,Im Gefolge zu einem oft merk­
lich erhöhten Säuregehalt der Niederschläge. Diese
Immissionen sind geeignet, u.a. Flora und Fauna
schwer zu bel,asten und - insbesondere Im Zusam­
menwirken mit Stäuben - die menschliche Gesund­
heit ~u beeinträchtigen. Die lBegrenzung des Schwe­
felgehaltes von Heizöl entspliicht daher einem ern­
sten AlnJiegen des Umweltschutzes und wird auch
\}on internationalen Organlsationen, die sich mit Fra­
gen der grenzüberschreitend.en Luftverschmutzung
befassen (z.B. OECD, ,ECE), dringend empfohlen.
Diese Begrenzung ist auBerdem ein vorzügUch ge­
eignetes Instrument zum Schutz der Umwelt, da sie
unabhängig von der Verbrennungselnt'lichtung und
der Abgasführung zu einer Verri'ngerung der Luft­
verschmutzung tührt.

Die Angeleg,enheiten der Luftreinhaltung stellen
wie der Umweltschutz überhaupt in kompetenzrecht­
licher Hinsicht eine sogenannte komplexe Mater,je
dar. Darunter sind Sachgebiete zu verstehen, deren
Regelung zum Tejl in die Z'uständigkeit des Bun­
des und zum Teil in die der Länder fällt. So fällt
z.B. die Regelung der ,Emissionen von Industl1j,e- und
G'ewerbebetr-ieben in die Zuständigkeit des Bundes,
während die Zuständigkeit für Regelungen ,im Be­
reich des Hausbrandes bei den Ländern liegt.

Um mögliche Diver.genzen ,in den Rechtsvor­
schr.iften des Bundes und <Ier Länder 'über den
höchstzulässigen Schwef.elgehalt Im HENzöl zu ver­
meiden, haben die Bundesländer angeregt, in Ver­
handlung:en Über eine Vereinbarung gemäß Art.
15 a B-VG über den höchstzulässi.gen Schwefelgehalt
im Heizöl einzutreten, und 'einen VereInbarungsent­
wurf vorgel·egt. Der Bund hat ,diese Inl~iatlv.e aufge­
griffen und zu Verohandlung'en zwischen den Vertre­
tern der ,In ihrem Wlr~ungsberelch berührten Bun­
desm~nisterien und ,der Bundesländer \eingeladen.
Diese Verhandlungen wurden im Interministeriellen
Komitee ·für Umweltschutz und einem ei-ngesetzten
Unterausschuß geführt und zeitigten als Ergebnis
die nunmehr vorliegende Vereinbarung. Damit soll
\Jon -der durch die Bundes-Verfassungsgesetznovel,le
1974 vorg,esehen.en Möglichkeit des Abschlusses von
Vereinbarungen zwischen dem Bund und den Län­
dern als einem wichtigen Instrument im Sinne des
kooperativen Bundesstaates Gebrauch gemacht wer­
den.

,Bund und Länder kommen in der Vereinbarung
überein, die n.otwendie Akkordierung der vorgese­
henen Heg,elung·en ~ur 'Begren~ung des Schwefel­
gehaltes im Heizöl verbindlich sicherzustellen. Da­
bei besteht Oberoeinstimmung darüber, daß sich die­
se Vereinbarung - durchaus unter Berücksichtigung
der grundsätzlichen fonnalen Erfordernisse des Völ­
kervertragsrechtes - auf den .gemelnschaftlich an-

gestrebten Erfolg konzentrieren saH und etwa Ober­
legung·en, welche Vertragspartei mehr zur Verwirk­
I·ichung des Vertrag'Sztieles beitragen kann, außer
Betracht ~u bleiben haben.

Die gegenständliche Vereinbarung ist Recht zwi­
schen den Vertragsparteien und 'YerpfHchtet diese,
die notwendLgen .Anordnungen durch die Erlassung
entsprechender Rechtsvorschriften zu treffen.

SchliießJich vertreten .die Vertrag·sparteien die
Auffassung, 'daß eine Vertragsbestimmung ;über die
Aufnahme von Kontakten, 'Beratungen und anderen
Verhandlungen aus Anlaß dieser Vereinbarung im
Hinblick auf die bisher geübte und in dieser Form
fortzuführende Prax's der Kooperation zwischen
Bund und Ländern entbehrUch ist. Dieser Koopera­
tion wird auch .im Rahmen dieser Vereinbaliung zwei­
fellos besondere ,Bedeutung 2lukommen.

Zu den einzel'nen Arti'keln wird bemerkt:

Zu Art. 1:

Die Verpflichtung zur Erlassung der entsprechen­
den Rechtsvorschriften (Abs. 1) besteht im Rahmen
der dem Bund und den Ländern auf Grund der bun­
desstaatlichen Kompetenzv:erteilung jeweils zukom­
menden Zuständigkeiten. Demgemäß werden die
Verbote, dem Art. 2 AIDs. 1 lnlcht entsprechendes
Heizöl zu verbrennen, je nach dem betreffenden
Sachgebiet, zu dem eine solcne Begejung g;ehört,
vom Bund oder von den Ländern zu erlassen sein
und zwar in der Form entsprechender gesetzlicher
Bestimmungen oder durch entsprechende Durchfüh­
rungsverordnungen, soweit solche heute noch feh­
lien. Das Ver-kauf.sverbot soll eine leichtere Durch­
setzlung der für die Vermeidung der Umweltve.r­
schmutzung letztlich maßgebHchen Verbennungsver­
bote, insbesondere im Hinblick auf die Vielzahl der
Kleinverbraucher, gewährleisten: es dient gleichzei­
tig dem Schutz der Verbraucher. Der Verkauf zur
Weiterverarbeitung von öl selbst sowie der Export
von Heizöl .sind nicht erlaßt, wohl aber der Verkauf
schwefel reicheren Heizöls zur Vermischung mit
schwefelärmerem Heizöl zum Zwecke des Verbren­
nens dieser Mischung durch den Verbraucher.

Was den Eigenhnport von Heizöl betrifft, wird
festg,ehalten, daß die Aufnahme einer besonderen
Regel·ung in die Vereinbarung wegen der relativ
geringen Zahl derartiger Wirtschaftsvorgänge, aber
auch im Hinblick auf das lückenlose System der zu
erlassenden Rechtsvorschriften, die das Verbrennen
von dl,eser Verei,nbarung nicht 'entsprechendem Heiz­
öl ~erb.eten,derzeit nicht .erforderlich 'ersch,eint.
Dem ,Bund blelbt es vorbehalten, allenfalls ,el'!for.der­
liehe Regelungen auf .dem ,Sinfuhrsektor von sich
aus zu treffen. Dabei ist klar, daß die Heizölver­
feuerung durch Eigenimporteure verstärkt auf die
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Einhaltung der Ver.feuerungsver.bote zu kontroll.leren
ist.

Die VertragsverpfJichtung zur strafrechtlichen
Sanktionierung von Verstößen gegen -die Verbote
ist jedenfalls mit der Erlassung entsprechender Ver­
waltungsstr:aftatbestände el1üllt.

In ·den Obefigangs~egelungen, die ein Aufbrau­
chen der Lagel'lbestände an schwefel reicherem Hei·z~

öl ermög~ichen, ist davon aus~ugehen, daß die zu
den im Art. 2 Albs. 1 festgelegten Termine bai den
Verbrauchern und in den Lagern der sie versorgen­
den österr.eichischen Mineralölwirtschaft sowie .in
den Kflisenlagern vorhandenen Mengen von den
VerkaUlfs- .und Verbrennungsveliboten nicht betrof­
fen werden. Dia Vertragsparteien werden ihre Re­
gelungen zum Zweck eines reibungslosen übergan­
ges vorausgehend absprechen.

Abs. 3 ist von dem Gliundgedallken getragen,
daß in bestimmten FäUen besser auf eineand~re

Weise dem durch die gegenständliche VeJ'le~nbarung

angestrebten Schutz der Umwelt Rechnung getra­
gen werden kann, wobei aber jeden1ans der GWlOd­
satz gilt, daß mit den für zulässig :erklärten Maß­
nahmen zumindest der gleiche Schutz erreicht wer­
den muß. Diese Bestimmung 'nimmt sowohl auf dte
in der Gewerbeordnung 1973 und im Berg,gesetz
1975 enthaltenen Ausnahmeregel:ungen als auch auf
den Wunsch der Elektrizitätswirtschaft nach einer
solchen .allgemetn gehaltenen Regel,ung Bedacht. Die
Vertragsparteien stimmen überein, daß die vom Ge­
setzgeber bereits geschaffenen Möglichkeiten auch
weiterhin für den Anwendungsbereich des vorlie­
genden Abkommens ,gegeben sein s,ollen, wenn­
gleich diles .nIcht als Regeltall gedacht ·ist. Daß es
sich hiebei lediglich ,um Sonderfälle handeln kann,
kommt auch in der im Art. 6 dieses übereinkom­
mens vor.gesehenen einschlägigen Mitteilungspflicht
zum Ausdruck und wird weiters dadurch gesichert,
daß im Inl81ndgrondsätzllch kein Verkauf von Heiz~

öl, das nicht den Anforderungen dieses überein­
kommens entspricht, zulässig sein wjrd.

Zu Artikel 2:

Die ,im Abs. 1 enthaltenen Werte sind von den
Vertragsparteien, abgesehen von den Mög·lich,keiten
des Abs. 2, in ·den gemäß Art. 1 Abs. 1 zu erlassen­
den Rechtsvorschriften als höchstzuläss·ige Schwe­
felgehaltsgrenzwerte festzulegen. Die Wi!rte selbst
und der Zeitplan tür die Herabsetzung des Schwe­
f,etgehaltes entsprechen der 1!ecnnlschen Mögl,lchkelt
und wirtschaftlIchen Vertretbarkelt.

Die für den 1. Jänner 1985 vorgesehene Herab­
setzung des SchwefeJgehaltes im Heizöl sollte nach
einer vom Lntemationalen Institut für Systemanalyse
angestellten ·Berechnung eine Ver.mlnderung der
SchwefelemissIonen aus Haushalten undDienstlei­
stungsbetrieben um 45 v.H., aus Gewerbebetrieben

- ausgenommen DienstJ.eistungsbetrlebe - und aus
der Jndustr-ie um 30 v.H. gegenüber dem heutigen
Stand zur FoLge haben.

Die Vertragsparteien stimmen dar.in überein, daß
auch in Zukunft die technischen und wirtschaftUchen
Mög.lch~eiten genützt werden sollen, um durch noch
niedrigere Schwefetgehalte 1m Heizöl e·ine we"itere
EnUastung der Umwelt zu bewirken. Da dte SchWe­
felgehaltshöchstwerte in den Rechtsvorschri,ften der
verschiedenen Sachgebiete :einheitNch festzUlegen
sind, werden die Vertragsparteien zum gegebenen
Zeitpunkt rn Ver·handlungen über eine entsprechen­
de Änderung der Vereinbarung treti!n. {n diesem
Sinn wird vor allem die Entwicklung in den Eur.o­
päischen ,Gemeinschaften, ·in ·deren Bereich derzeit
eine weiter-e Herabsetzung des Schwefelgehaltes im
Heizöl mittel und schwer auf ein Gewichtsprozent
diskutiert wird, zu beobachten sein.

Die Vereinbarung verpflichtet zur Erlassung be­
stimmter Rechtsvorschriften (Art. 1 Abs. 1) und legt
dte darin aufz:unehmenden Schwefelgehaltshöchst­
werte für die versch1edenen Heizöle fest (Art. 2
Abs. 1). Strengere Grenz.werte gegenüber den hier
festgelegten können nur für Gebiete, z.B. Gemein­
den erlassen weliden, wenn zu~olge ihr:er klimati­
schen Gegebenheiten (Beckenlag,e etc.) besondere
Belastungen -der Atmosphäre oder besondere Anfor­
der.ungen an die Luftgüte es notwendig erscheinen
lassen. Andere Möglichkeiten zur Verminderung der
Schwefelemässlonen, etwa di,e Verbrennung von
Heizölen nur der Sorten extra teicht, leicht und mit­
tel zUZiulassen (oder vorzuschreiben), werden von
der Vereinbarung nicht beJ'lÜhrt.

Unter Heizöl im S~nne dieser Vereinbarung ist
jedes Produkt zu verstehen, das funktionell und
technisch als Heizöl einsetzbar ist; von den ein­
schläg,igen öNORMEN abweichendes Heizöl ist den
nach übertßi,nstimmenden BeschaffeIlheitsmerkmalen
in .Betracht kommenden normgerechten Heizölsorten
zuzuordnen.

Zu Artikel 3:

:Die Vereinbarung spricht von ..außerordentlichen
Verhältnissen". Dazu .gehören etwa allgemeine Kri­
sensituationen wie auch solche bei der Versorgung
mit dem RohstoM ,Erdöl oder abnorme klimatische
Verhältnisse. In solchen Fällen, in denen die Ver­
sorgung mit entsprechendem Heizöl gefährdet Ist,
muß dii! ausnahmsweise Versorgung mit schwefel­
reicherem Heizöl im unbedingt notwendigen Aus­
maß zuläss~g sein. Die VertragsparteJen sind sich
bewußt, daß ,Im HinbLick auf die Verkaufs- und Ver­
wendungsverbote für schwefelreicheres Heizöl vor­
ausgehende Absprachen über die ·zu treffenden
Maßnahmen zur Erreichung eines abgestimmten Vor­
gehens ,notwendig sein werden und diese Abspra­
chen daher, falls nicht z.wingende Gründe entgegen­
stehen, stets gepflogen werden sollen.



Zu Artikel 4 und 5:

Art. 4 gewährleistet ein bund.esweit einheitl.iches
Inkrafttreten und Vorgehen des Bundes und der
Länder. Wenngleich die Vereinbarung für den Fall
ihrer Kiündigung ihr Weiterbestehen unter den ·übri­
g.en Vertragsparteien vorsieht (Art. 5), wird in einem
solchen Fall das weitere Verhalten dJeser Vertrags-
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parteien zu überlegen und zweckmäßigerweise un­
tereInander zu beraten setn.

Zu Artikel 6:

Von der M.itteilungsverpflichtung werden auch
berraits bestehende 'Rechtsvorschriften enaßt.


